
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem
Verschwindenlassen (BRG 13.105)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Frick, Karin

Bevorzugte Zitierweise

Frick, Karin 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Internationales
Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen (BRG 13.105),
2015 - 2016. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 09.04.2024.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Grundrechte

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
Fedpol Bundesamt für Polizei

ONU Organisation des Nations unies
Fedpol Office fédéral de la police

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Mit seiner Botschaft vom 29. November 2013 beantragte der Bundesrat dem Parlament
die Genehmigung des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller Personen
vor dem Verschwindenlassen. Das von der Schweiz bereits unterzeichnete UNO-
Übereinkommen hat zum Ziel, das schwerwiegende Verbrechen des
Verschwindenlassens umfassend zu bekämpfen und konsequent zu verfolgen. Unter
«Verschwindenlassen» versteht der Menschenrechtsvertrag jeden Freiheitsentzug, der
durch Vertreter oder mit Billigung eines Staates geschieht und gefolgt ist von der
Weigerung des Staates, den Freiheitsentzug anzuerkennen sowie den Aufenthaltsort
der betroffenen Person bekannt zu geben. In der Botschaft enthalten sind gleichzeitig
auch die zur Umsetzung des Abkommens erforderlichen Änderungen an der Schweizer
Rechtsordnung. Das zentrale Element bildet hier die Aufnahme des
Verschwindenlassens als eigenständiger Tatbestand in das Strafgesetzbuch. Des
Weiteren soll die gesetzliche Grundlage für ein Netzwerk zwischen Bund und Kantonen
geschaffen werden, welches das rasche Auffinden von Personen in einem
Freiheitsentzug ermöglicht.
In der Herbstsession 2015 beriet der Nationalrat als Erstrat über das Geschäft.
Nachdem ein Nichteintretensantrag nur von der SVP-Fraktion unterstützt worden war
und somit keine Mehrheit gefunden hatte, nahm die grosse Kammer keine inhaltlichen
Änderungen am Entwurf des Bundesrates vor. Sie verabschiedete die Vorlage mit 128 zu
45 Stimmen und 3 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion zuhanden des Ständerats. Der
Zweitrat brachte in der Wintersession 2015 nur eine redaktionelle Änderung an und
stimmte der Vorlage einstimmig zu. Die redaktionelle Korrektur wurde vom Nationalrat
stillschweigend gutgeheissen und so konnte das Geschäft noch in derselben Session
erledigt werden. In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 128
zu 64 Stimmen aus der SVP-Fraktion an, während ihm der Ständerat mit 38 zu 6
Stimmen zustimmte. Damit ist der Bundesrat nun befugt, das Internationale
Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen zu
ratifizieren. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2015
KARIN FRICK

Der Bundesrat beschloss Anfang November 2016, das Internationale Übereinkommen
zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen sowie die gesamte
innerstaatliche Umsetzungsgesetzgebung auf den 1. Januar 2017 in Kraft zu setzen.
Nebst einem eigenen Straftatbestand für das Verschwindenlassen wurde zur Umsetzung
des Abkommens ein Netzwerk von Koordinationsstellen beim Bund und bei den
Kantonen geschaffen, um bei einem Verdacht auf Verschwindenlassen den
Aufenthaltsort der betroffenen Person rasch ermitteln zu können. Dabei agiert das
Fedpol als Koordinationsstelle des Bundes und wird auf Ersuchen der Angehörigen der
mutmasslich verschwundenen Person in enge Zusammenarbeit mit den kantonalen
Koordinationsstellen treten. Nach der Verabschiedung der gesetzlichen Grundlagen
durch das Parlament im Vorjahr hiess der Bundesrat Anfang November 2016 auch die
Verordnung gut, die die Funktionsweise des Netzwerks im Detail regelt.
Am 2. Dezember 2016 hinterlegte der Bundesrat schliesslich die Ratifikationsurkunde
bei der UNO. Damit leiste die Schweiz ihren Beitrag, das Verschwindenlassen weltweit
möglichst zu verhindern, verschwundene Personen aufzufinden und die
Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen, kommentierte der Bundesrat diesen
Schritt in seiner Medienmitteilung. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.12.2016
KARIN FRICK

1) AB NR, 2015, S. 1639 ff.; AB NR, 2015, S. 2164 f.; AB NR, 2015, S. 2312; AB SR, 2015, S. 1129 ff.; AB SR, 2015, S. 1347; BBl, 2014,
S. 453 ff.
2) Medienmitteilung BR vom 2.11.16; NZZ, 3.11.16
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